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Auf zur Wahlarbelt!
In den nächsten Wochen finden die Wahlen der Vertrauens¬

männer bei der Angestelltenversicherung statt. Da alle Ange¬
stellten, gleichviel ob es sich um männliche oder weibliche An¬
gestellte handelt, angestelltenversicherungspflichtig sind, müssen

aie sich fflr diese Wahl rßsten. Auch dielenigen Angestellten
sind wahlberechtigt, die von der eigenen Beitragsleistung befreit
aind, weil sie einen Vertrag mit einer Lebensversicherungs-
gese'lschaft abgeschlossen haben.

Die Beiträge« die nnsere Mitglieder ffir die Angestellten-
Versicherung zahlen müssen, sind nicht gering; eine neue be¬
deutende Betragserhöhung steht vor der Tür. Die Reichsver-
sichcrungsanstalt für Angestellte (RfA.) hat bisher die Beiträge
der bei ihr Versicherten im höchsten Grade unwirtschaftlich
verwaltet Die Verwaltungskosten der RfA. sind im Verhältnis
zu ihren Ei>nahr*^n irr^.-r V f» - 4

*T»t1 Ppva der fünfte
Teil aller Einnahmen wird auf die Verwaltungskosten
verwendet« wogegen die Leistungen an die Versicherten
außerordentlich gering sind. Unseren Mitgliedern kann es
aber nicht gleichgültig sein, was mit den Beiträgen geschieht,
die sie an die Angestelltenversicherung abführen. Die wirt¬
schaftliche Lage dtr Angestellten ist in Anbetracht dtr immer
weiter fortschreitenden Geldentwertung so, daß sie nicht in der
Lage sind, Oelder unnütz hinauszuwerfen.

W e auf allen Gebieten der Wirtschaft danach gestrebt
wird, den Betrieb möglichst ertragreich zu machen, so muß
auch die Fürsorge für die Erwerbsunfähigen so gestaltet werden,
daß sit^ statt unnütze Kosten zu verschlingen, wirklich den¬
jenigen dient für die sie bestimmt ist.

Dies muB bei den bevorstehenden Wahlen zum Ausdruck
gebracht werden. In allen Orten stellt der Afa-
Bund, in dtm unser Zentralverband der Angestellten eine
führende Ro'le spielt, Kandidaten für die bevor¬
stehenden Wahlen auf. Das Programm dieser Kan¬
didaten ist. die ungeheuer kostspielige Angestelltenversicherung
mit der allgemeinen Invalidenversicherung zu verschmelzen
und eine ausreichende soziale Fürsorge für alle Erwerbstätigen
zu schaffen. Dadurch gehen die von den Angestellten bisher
gezah'ten Beiträge nicht verloren* wie unsere Gegner das be¬
haupte i. Solange aber die Angestellten versicher ung als ge¬
sonderte Organisation neben der Invalidenversicherung besteht
ist es Aufgabe der vom Afa-Bund zu wählenden Kandidaten.
für eine geordnete Verwaltung zu sorgen und die bisher in
der Reichsversicherungsanstalt bestehende Mißwirtschaft zu

beseitigen.
Jedes über 21 Jahre alte männliche und weibliche Ver¬

bardsmitglied, das im Besitz einer Versicherunvzskarte ist. ist
wahlberechtigt. Als Ausweis bei den Wahlen gilt die Ver-
sicherungskarte, in der mindestens ein Beitrag innerhalb der
letzten 12 Monate vor der Wahl nachgewiesen sein muß.

Wir erwarten, daß die Leser unserer Zeitschrift hinter den
Cbrieen Mitgliedern der Afa-Verbände nicht zurückstehen und
am Tage der Wahl vollzählig an der Wahlurne ersehenen, um

ihre Stimme abzugeben für die Kandidaten und Kandidatinnen der

Afa-Llste!
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Gewerbehygiene und UnfaHverhütung. |
Von Dr. med. G. Wolf f. Berlin.

,

W r wenden uns nun der GefährdungdesArbeitcrs
durch pflanzliche und tierische Parasiten Im
Gewerbebetrieb zu. Diese Gewerbekrankheiten Sind relativ selten
sls eigentliche Berufskrankheiten zu charakterisieren, fallen

vielmehr in das große Gebiet der ansteckenden Krankheiten»
deren Ursache Kleinlebewesen der verschiedensten Art sind«
und deren Verbreitung ganz allgemein durch die Berührung
mit anderen Menschen erfolgt; ob Im Hause« in Versamm¬
lungen, Schulen, Verkehrsunternehmungen, Arbeitsstätten«
ist natürlich bei der heutigen Intensität des Verkehrs¬
lebens« zumal in der Großstadt nur schwer festzustellen. Eine
parasitäre Gewerbekrankheit, die zweifellos meist ihren Aus¬
gang von der Arbeitsstätte nimmt Ist die Milzbranderkrankung
des Menschen; bei Rindern, namentlich bei Schafen und Ziegen
ungemein häufig, aber auch bei anderen Tieren nicht selten
spontan vorkommend« stellt die Milzbranderkrankung des
Menschen« der Milzbrandkarbunkel, eine seltene Affektion dar«
ist fast stets bei Gerbern, Abdeckern, Tierärzten auf Infektion
im Beruf zurückzuführen. Die Häute und Haare und ähnliches
Material, das zur Verarbeitung gelangt, enthalten zuweilen noch
lange die sehr widerstandsfähigen Milzbrandsporen und müssen
daher vor der Weiterverarbeitung sorgsam gereinigt bzw. des¬
infiziert werden, Haare können in strömendem Dampf sterili¬
siert werden, Häute, die dieses Verfahren nicht vertragen«
werden mit chemischen Mitteln desinfiziert wenn der Verdacht
einer Milzbrandgefahr vorliegt Dies trifft namentlich für die
ausländische Ware zu, deren Ursprung man Ja nicht mehr kon¬
statieren kann. Andere Infektionskrankheiten, wie Cholera«
Typhus, Diphtherie usw.. werden mit dem Arbeitsmaterial schon
deshalb selten übertragen, weil sich die Erreger dieser Infek¬
tionskrankheiten nicht lange außerhalb ihres Nährmediums
halten, z. B. lange nicht so resistent sind wie gerade die Milz¬
brandsporen; außerdem wird es aus den angeführten Gründen
meist nicht leicht sein, die Ansteckungsquelle bestimmt auf die
Arbeitsstätte zurückzuführen, weil die Krankheiten allgemein
zu verbreitet sind oder Jedenfalls überall im täglichen Leben
erworben werden können. Immerhin sind einige solcher Fälle
beschrieben, deren Uebertragung zweifelsfrei durch Lumpen
festgestellt ist. Eine gewisse Rolle als Berufserkrankung spielt
schließlich der Rotz, jene ungeme n gefährliche Infektionskrank¬
heit der Pferde, die in einigen Fällen auch auf Menschen (Pferde¬
pfleger, Tierärzte) übertragen wurde.

Von viel größerer Bedeutung Ist hingegen auch als Gewerbe¬
krankheit die Tuberkulose. Wird diese namentlich fn dea
arbeitenden Kreisen so ungemein häufige Krankheit auch nur

selten durch das Arbeitsmaterial, etwa durch Lumoen oder dergt,
die mit tuberkulösem Auswurf behaftet sind, übertragen, ist sie
andererse ts so häufig, daß man nur schwer den Ansteckungs¬
herd bei der dichtgedrängten Bevölkerung der Industriezentren
feststellen kann, so bildet sie doch deshalb eine wichtige Ge¬
werbekrankheit, weil nach der Statistik die Krankheit besonders
häufig bei jenen Berufsklassen ist, die dauernd unter Staub-
e in wirk ung zu leiden haben. Bei der Art der Tuberkulose¬
entstehung und -Übertragung durch feinste hazülenhaltige
Tröpfchen ist es kein Wunder, daß die Lungen der Gefahr der
Tuberkuloseinfektion am meisten ausgesetzt sind, d e schon vor¬

her durch die Staubinhalation chemisch oder mechanisch ge¬
reizt sind. Hier finden, wie schon vorher bei der Staubgefahr
kurz angedeutet, die Tuberkelbaziilen ein vorbereitetes Feld.
Lehmann äußert sich zu diesem Punkt folgendermaßen: ..Tu-
berkalosc ist ia diesen stark geschädigten« schlecht durchbluteten
Lungen sehr verbreitet. Amhäufigsten bei Sandstein¬
staub, dann folgt Granit, d a nn Marmor. Ent¬
sprechend sterben Mdhlsteinarbefter, Meiv.il- und Glasschleifer
besonders zahlreich an TuberKulose.44 Natürlich schädigt auch
Metallstaub und Staub, der aus organischen Produkten entsteht
(Tabak, Baumwolle. Wolle usw.) die Lungen und erleichtert den

Tuberkelbaziilen die Ansiedlung. Auffallend ist, daß bei
Kohlenarbeitern, die ja am meisten Staub schlucken,
deren Lungengewebe oft infolgedessen schwarz inhibiert ist«
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eine Erscheinung, die man als Anthrakosis bezeichnet, relativ

wenig T rkalose der Lungen vorkommt. Hier liegen Bezie-

bgngen vor, die uns erst die Gewerbestatistik erschlossen hat,

:n Ursache aber noch nicht aufgeklärt ist: vielleicht wird

n auf diesem Wege noch einmal zu wichtigen therapeutischen

Maßnahmen kommen. Nach einer Statist.k von Ogle beträft,

a\\ als Einheit die Sterblichkeit der «on Lungenkrank-

iten meist verschonten, sehr gesund lebenden Fischer setzt,

die Tuberkulosesterblichkeit der Kohltngrubcnarbeiter 1,66, der

Maurer und Steinhaner 2.29, der Feilenhauer 3.95, der Tupfer

MB und der Bergleute in Zinnbergwerken sogar#6,79; von

letzteren Sterben a'so drei- bis viermal soviel an Tuberkulose

Wie von den Kohlengrnbenarbeitern« Hier wird man einen Zu-

mmenhang zwischen Krankheit und Berufstätigkeit gewiß nicht

leugnen können. Immerhin wird man bei der Bewertung solcher

Statistiken sehr vorsichtig sein müssen, zumal, wenn die abso¬

luten Zahlen der Stat.stik keine sehr großen sind. Aber auch

i aller Vorsicht sind die Gewerbeärzte sich doch heute dar-

tr einig, daß gewisse Staubarten, wie namentlich Stein- und

Metallstaub, auch vegetabilischer und animalischer Staub (Tabak,

Wolle) d.e Tuberkulose der Lungen begünstigen, während Koh¬

lenstaub eher einen kurativen Einfluß zu haben scheint. Nur

aus diesem Grunde dari man auch dic Tuberkulose in einer ge¬

wissen Quote den Gewerbekrankheiten zurechnen, während

man sie sonst viel mehr als eine Wohnungskrankheit bzw. als

eine I*egfeiterschcinung der allgemeinen sozialen Verhältnisse in

den Großstädten zu bezeichnen pflegt. Das dichte Zusammen¬

leben in den engen, lichtlosen, unsauberen Wohnungen der

übervölkerten Großstadt bildet nach dem Urteil der meisten

Hygienikcr in der Tat, wie besonders aus den Erhebungen der

Berliner Ortskrankenkassen hervorgeht, eine Hauptursache der

Tuberkuloseverbreitung; kommt herzu die chronische Unter¬

ernährung« der wir seit der wirtschaftlichen Abschnürung

Deutschlands infolge der Blockade während des Krieges, infolge

des Valutaelends nach dem Kriege lange ausgesetzt waren,

SU werden Wir uns nicht wundern dürfen, daß heute in Deutsch¬

land die Tuberkulosesterblichkeit ein Maximum erreicht, wie wir

es seit 25 Jahren nicht mehr hatten. Die Abnahme der Tuber¬

kulosesterblichkeit nach Robert Kochs epochaler Großtat« der

Auffindung des Tubcrkelbazillus im Jahre 1882, und nach den

im Anschluß daran eingeleiteten Fürsorgemaßnahmen ist infolge

des Wohnungselends und der Unterernährung einer noch nie da¬

gewesenen Zunahme seit dem Kohlrubenwinter des Jahres 1916

gewichen. Erst \etzt beginnt eine langsame Besserung e.uzutreten.

Zur Gefährdung des Arbeiters im Gewerbebetrieb durch

Parasiten gehört auch die Wurmkrankheit der Berg¬
arbeiter. Diese« im Gegensatz zu den vorgenannten bakte¬

riellen Erkrankungen durch einen tierischen Parasiten, den

Hakenwurm (Anchylostomum duodenale), hervorgerufene Ge-

weTt>ekrankhe.t hat zeitweilig im niederrheinischen Kohlenrevier

sehr erhebliche Ausdehnung angenommen. Der Wurm saugt im

Dünndarm, wo er sich festhakt. Blut, und kann im Verlauf der

sich daraus entwickelnden Darmentzündungen und Schleimhaut¬

geschwüre zu schwerer Blutarmut führen. Die Wurmkrankheit

hat schon früher in den Bergwerken Ungarns, Italiens, Frank¬

reichs große Epidemien hervorgerufen; in Deutschland trat se

1903-04 schwer im Ruhrgebiet auf, wurde aber dank den ener¬

gischen Maßnahmen und Durchuntersuchungen der ganzen Be¬

legschaft durch eigens errichtete Fachlaboratonen schnell unter¬

drückt. Zurzeit hat sie kaum noch eine praktische Bedeutung

als Gewerbekrankheit für Deutschland, kann aber jederzeit
wieder von ausländischen Arbeitern eingeschleppt werden. An¬

dere tierische Parasiten. Bandwürmer, Läuse. Wanzen, Milben

usw. haben zu umfangreichen Gewerbefcrankheiten bisher keinen

Anlaß gegeben; ihre Häufung ist vielmehr ein Zeichen der an

sich mangelnden persönlichen Hygiene.

III.

Nach dieser Uebersicht über die verschiedenen Arten der

<>cführdung des Arbeiters im Gewerbeleben wollen wir uns nun

noch der Hygiene des Fabrikgebäudes selbst zu¬

wenden und damit auch die letzte Gruppe von geuerblichen
Gesundheitsschädigungen berühren, die von der Art und den

hygienischen Einrichtungen der Arbeitsstätte unmittelbar ab¬

hängen; das sind die Betriebsunfälle, deren Ursachen und

Wirkungen außerordentlich mannigfaltig sind. Bevor wir auf

dieses bedeutungsvolle Gebiet eingehen, wollen wir ein paar
Worte über die Fabrikhygiene im allgemeinen vorausschicken.
Hierhin gehört vor allen Dingen die Berücksichtigung der
Fe ue r sge f a h r bei den Betrieben verschiedenster Art Einige
Betriebe erfordern wegen Bearbeitung besonders feuergefähr¬
licher Stoffe erhöhte Aufmerksamkeit und spezielle Vorrich¬

tungen, wie Fabriken, in denen Zelluloid verarbeitet wird.
Gummifabriken. Wachsraffinerien und ähnliche Betriebe, die mit

Benzin oder Schwefelkohlenstoff als Extraktionsmitteln zu tun

haben, und noch zahllose mehr. Schon die Anlage und Bauart
der Fabriken erfordert hier besondere Maßnahmen, ebenso die

Bereitstellung geeigneter Löschvorrichtungen und Feuerwehren.
Die Betriebe sind gehalten, besondere Merktafeln leicht sichtbar

aufzuhängen, in denen die Maßnahmen bei Feuersgefahr deut¬

lich vermerkt sind, und die Arbeiter stets wieder darüber zu

unterrichten.

Die Belichtung und Beleuchtung der Arbeitsräume«
ferner deren Lüftung und Heizung sind ebenfalls bei der

Fabrikhygiene nicht zu vernachlässigen. Die Reichsgewerbe-»
ordnung hat als Luitkubus fflr den Arbeiter 10 cbm, eine Boden¬
fläche von 2 qm und eine Höhe von 3 m als Minimalforderung
vorgeschrieben, bei mindestens dreimaligem Luitwechsel in der
Stunde. Diese Mindestforderungen werden in der überwiegen¬
den Menge aller Betriebe bei weitem überschritten, auch wenn
die Arbeitsräume nicht durch giftige Gase oder Staubaufwirbe-
lung noch besonders gefährdet sind. Die neuzeitliche Hygiene
hat den Arbeitgebern gezeigt, daß es mindestens ebenso sehr in
ihrem Interesse wie in dem der Arbeitnehmer liegt, alle durch
unzulängliche Fabnkeinrichtungen verursachten Gesundheits¬
schädigungen zu vermeiden, ganz abgesehen davon, daß es ein
Gebot der Menschlichkeit ist, den Arbeitern auch in der Fabrik,
in der Arbeitsstätte, in der sie einen großen Teil ihres Lebens
verbringen, menschenwürdige Zustände in hygienischer Hinsicht
zu verschaffen. Dahin gehört auch die Anlage sauberer, gut be¬
leuchteter und leicht lüftbarer Aborte, die zwar in der Nähe
der Arbeitsstätte liegen sollen, aber doch durch einen gut ge¬

lichteten Vorraum getrennt sind. Auf 20 Personen soll min*
destens ein Abort kommen; die Benutzung muß ohne Ver*

letzung von Sitte und Anstand erfolgen können. Die Anlagen
müssen für Männer und Frauen getrennt sein.

Zur Fabrikhygiene gehört ferner die Beschattung einwand¬
freien Trinkwassers, dessen Bedeutung nicht mehr be*

sonders hervorgehoben zu werden braucht Es entspricht einem
normalen Bedürfnis des arbeitenden Menschen und dient vor

allem dazu, den A'kohol aus der Arbeitsstätte zu entfernen. Der
in der Arbeitsstätte unangebrachte Alkoholgenuß, der nachge¬
wiesenermaßen die physiologische Leistungsfähigkeit herabsetzt
und während der Arbeit einen Alkoholmißbrauch darstellt, kann
am besten durch die Versorgung mit einwandfreiem, erfrischen¬
dem Trinkwasser oder anderen harmlosen Getränken« die den
Durst loschen« ohne den Körper zu ermüden, bekämpft 'Verden,
Für geeignete Wasch- und Badeeinrichtungen ist eocnfills zu

sorgen, damit der Arbeiter die Gelegenheit hat, sich iederzeit«
vor allem nach Schluß der Arbeit« sorgsam zu reinigen«
Natürlich läßt sich eine ausreichende Waschgelegen*
heit nur herstellen, wenn fließendes Wasser vor¬

handen ist. Neben Waschräumen müssen auch besondere

Speiseräume vorhanden sein, da es auch in Betrieben, die nicht
mit eigentlich gesundheitsgefährlichen Stoffen arbeiten, nicht im
Interesse der Hygiene ist, dic Mahlzeiten in den Arbeitsräumen
einzunehmen. Vor allen Dingen hat der Mahlzeit eine gründliche
Reinigung der Hände und des Gesichts voranzugehen, um Krank¬

heitskeime, die jederzeit im Zusammenleben erworben werden
können, fernzuhalten. Das ist eigentlich eine selbstverständliche
Pflicht der persönlichen Sauberkeit und Körperpflege, die altr
leider im Berufsleben viel zu sehr vernachlässigt wird.

Zur Fabrikhygiene gehört schließlich auch die Arbeits¬

kleidung. Besondere Arbeitskleider sind an sich stets za

empfehlen; sie sind unerläßlich für Giftbetriebe, damit die ver¬

staubten oder verschmierten Giftstoffe nicht mit den Kleidern
noch in die Wohnung der Familien geschleppt werden. Daß alle
Berufskleider nach Möglichkeit aus leicht waschbarem Stoff
herzustellen sind, braucht nicht erst begründet zu werden. Die

Rohstoffknappheit hat leider auch hier zu sehr unerwünschten

Einschränkungen geführt.
Unmittelbar abhängig von dem Fabrikbetrieb und seinen

hygienischen Einrichtungen sind die Betriebsunfälle«

Die mannigfachen Unfälle haben versicherungstechnisch vor

den Gewerbekrankheiten für den Arbeiter den großen Vor¬

zug, ohne weiteres entschädigungspflichtig zu sein. Die akute

Verbrennung oder die einmalige Vergiftung mit Kohlenoxyd un¬

terliegt der Unfallversicherung, während der Arbeiter, der sich

im Laufe seiner Arbeitsjahre eine chrqrische Bleivergiftung
zuzieht nicht entschädigt wird. Hier liegt eine Lücke der Ar¬

beiterversicherung vor. die beute von keinem Sachverständigen«
keinem Hygieniker oder Fachmann länger geleugnet wird nnd

tatsächlich der Abhilfe bedarf, zumal in den meisten andere*

Ländern die Gewerbekrankheiten ebenso wie die Betriebsunfälle

entschädigungspflichtig sind. Es besteht kein Zweifel, daß auch

bei uns in aller Kürze diese Lücke der sozialen Versicherung
ausgefüllt werden wird, zumal sich die meisten Sozialhygieniker
sehr warm für die Einbeziehung der Gewerbekrankheiten in die

Versicherungspiiicht eingesetzt haben.

Die Art und Zahl der Betriebsunfälle ist ungeheuer mannig¬

faltig. Verbrennen und Verbrühen durch Feuer, heiße Flüssigkeiten
oder Dämpfe, Aetzungen durch Säuren und Laugen, Verwundungen

der mannigfachsten Art, Quetschungen und Knochenbrüchc durch

Fall, Sturz, Ueberfahren, Hineingeraten in Maschinen, Ex¬

plosionen, akute Gasvergiftungen mannigfacher Art bilden die

häufigsten Ursachen der Betriebsunfälle. Die zahlreichen

Ursachen dieser Unfälle sind teilweise in ungeeigneten Arbeits¬

stätten und Betriebseinrichtungen, in Mangel an Schutzvor-
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richtungen und ungenügenden Anweisungen durch die Betriebs¬

leiter und Werkführer zu suchen, teilweise in der Einstellung un¬

geeigneter und unerfahrener Leute, zum andern Teil auch in fahr¬

lässiger, selten auch böswilliger Nichtbenutzung vorhandener

Schutzeinrichtungen oder Zuwiderhandeln gegen die erlassenen

Vorschriften zu suchen. Die Zahl der Unfälle ist also unbegrenzt.

Darum Ist zur Verhütung von Unfällen durch zweckmäßige Ein¬

richtungen der Arbeitsstätte gesetzlich Vorsorge getroifen, damit

„die Arbeiter gegen Qefahren für Leben und Gesundheit soweit

geschützt sind, wie es die Natur des Betriebes gestattet"
(Reichsgewerbeordnung). Von einer guten Schutzvorrichtung

verlangt man erstens, daß sie die Gefahr des Betriebes voll¬

ständig beseitigt, zweitens aber die Betriebsgeschwindigkeit
nicht nennenswert vermindert, drittens — und auch das ist sehr

wichtig — daß sie für den Arbeiter unentfernbar ist. So sehr

aber auch weiter durch technische Einrichtungen und gesetzliche
Vorschriften die mannigfachen Gefährdungen des Arbeiters ver¬

hindert werden sollen, ohne die ernste Mitarbeit und den

guten Willen der Beteiligten selbst läßt sich eine erfolgreiche
Oewerbehygiene nicht durchführen.

Zum Sperrgesetz.
Am 18. November hat erneut eine Konierenz von Ver¬

tretern des Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes

(Müller'i, des Afa-Bundes (Süß) und unserer Organisation
(Brenke und Bohimanu) stattgefunden, um über weitere

Schritte zur Beseitigung der Verfügung Stegerwaids vom

13. Januar 1921 zu beraten. Veranlassung hierzu gaben ein

Beschluß der letzten Sitzung des Reichsfachausschusses der

Krankenkassenangestellten, die verschiedentlich drohenden

Streiks der KassenangesteUten und eine Petition eines Kranken-

kassetnnterverbandes an den Reichstag.
Auf Grund dieser Besprechung ist dem Reichsjustizminister

Dr. Radbruch folgende Denkschrift übermittelt worden:

..Berlin, den 23. November 1921.

Die Dienst- und Anstellungsverhältnisse bei den reichs¬

gesetzlichen Krankenkassen sind in der Reichsversieherungs¬
ordnung durch die §§ 349 bis 362 geregelt. In dem früheren

Kranktnversicherungsgesetz befanden sich solche Vorschriften

nicht. Die Beweggründe der damaligen Reichsregierung zur

Aufnahme dieser Paragraphen in die Reichsversieherungsordnung
waren rein politischer Natur. Die Tendenz dieser Maßnahme

richtete sich gegen .die Arbeiterschaft; sie ging dahin, das Selbst¬

verwaltungsrecht der Krankenkassen und das Selbstbestim¬

mungsrecht der Angestellten zu beschneiden. Mag wagte zwar

nicht, die Verbeamtung und Verbureaukratisierung der Kranken¬

kassen öffentlich zu beschließen, aber das war auch nicht nötig.

Denn genau so sicher ließ sich und läßt sich auch leider heute

noch, wie nachstehend nachgewiesen werden soll, dasselbe Ziel

«uf dem Verwaltungswege erreichen.

In der Hauptsache gab es nach den obenerwähnten Be¬

stimmungen in den Krankenkassen drei Kategorien von Beamten

und Angestellten, und zwar:

1. Personen, die nach § 359 Abs. 1 vom Vorstand ausdrück¬
lich als „Beamte" auf Lebenszeit oder nach Landesrecht

unwiderruflich oder mit Anrecht auf Ruhegehalt ange¬

stellt worden sind.

2. Beamte, die in der oben erwähnten Weise vom Vorstand

angestellt waren, denen die Landesregierung auf Grund

$ 359 Abs. 4 die Rechte und Pflichten der staatlichen oder

gemeindlichen Beamten übertragen hat. und

3. Angestellte, die nach § 331 auf Grund einer Dienstordnung
angestellt sind.

Obwohl nach dem klaren Wortlaut des Gesetzes die Ueber-

traguna: der Rechte und Pflichten der staatlichen oder gemeind¬
lichen Beamten mir auf die nach § 359 Abs. 1 vorn Kasseuvor-
stand ausdrücklich als ..Beamte" angestellten Personen er¬

folgen konrrte. wurde durch Erlaß des preußischen Ministers

vom IS. Februar 1914 verfügt, datt allen auf Lebenszeit oder

mit Anrecht auf Ruhegehalt Beschäftigten der Orts-, Land- und

Innun-jskrankenkassen in Preußen die Rechte und Ptlichtcn ge¬

meindlicher Beamten ohne weiteres übertragen wurden. Davon

wurden auch die nach §>. 351 bis 353 dienstordnun?sm.;ißig mit

Anrecht auf Ruhegehalt angestellten Personen betroffen. Die

strikte Durchführung dieses Erlasses ist durch den Eintritt des

Krieges verhindert worden.

Inzwischen ist durch Verordnung vom 5. Februar 1919 und

durch Gesetz vom 28. Juni 1919 verschiedene Bestimmungen des

Arr-ccsiclltenrechtes in der RVO. geändert worden. Es be¬

stehen aber noch Bestimmungen, die mit der neuen Verordnung
über Tarifverträge vom 23. Dezember 1918 und dem Betriebs-

räte_re>etz. die beide anerkanntermaßen auf die Krankenkassen-
amrestellten Anwendung finden, in krassestem Widerspruch
stehen Das gilt insbesondere von § 355. der überdies von

vielen Oberversicherungsärntern In einer Weise angewendet
wird, die nicht mehr als sinngemäß bezeichnet werden kann.
Die Rechtsgutachtea der Rechtsanwälte Wolfgang Heine, Berlin.

und Professor Sinzhcimer. Frankfurt a. M.. zeigen treffend,
welche verworrenen Rechtsverhältnisse gegenwärtig bestehen.

Unter anderem ist § 359 Abs. I bis 5 gestrichen worden.

Es wurde aber bestimmt, daß Angestellte von Krankenkassen,
die bis zum 12. Februar 1919 nach § 359 RVO. Rechte und

Pflichten staatlicher oder gemeindlicher Beamten hatten, in

diese Rechte wieder eintreten sollten, wenn sie ihren Willen
hierzu dem* Versicherungsamt gegenüber binnen 6 Wochen nach
Inkrafttreten des Gesetzes vom 28. Juni 1919 erklärten. Tat¬
sächlich gibt es also jetzt bei den Krankenkassen Beamte nur

insoweit, als die Beamteneigenschaft ihnen früher auf Grund
des § 359 übertragen worden ist und sie diese durch Erklärung
aufrechterhalten haben. Die Mehrzahl der Kassen¬
angestellten waren und sind auf Grund der
Dienstordnung gemäß § 351 RVO. angestellt.

Der Minister für Volkswohltahrt in Pieußen hat nun unter«

12. Januar 1921 folgendes verfügt:

JB. V. 54.

Das Rtichsgesetz vom 21. Dezember 1920 (sog. Sperr«
gesetz) regelt die Beamtenbesoldung in den Ländern. Oe-
meinden und sonstigen öffentlichen Körperschaften- und betrifft
somit auch die Besoldung der KassenangesteUten, die der

Dienstordnung unterstehen oder für welche noch die Bestim¬

mungen eines vom Oberversicherungsarnt auf Grund des
§ 359 Abs. 4 erlassenen Regulativs gelten."
Diese Verfügung ist, soweit sie die Kassenangestellten, dio

der Dienstordnung unterstehen, betrifft, nach unserer Auffassung
rechtlich unhaltbar, und zwar aus folgenden Oründcn:

§ 1 des Sperrgesetzes lautet in seinem ersten Satz:

„Das Reichsbesoldungsgesetz vom 30. April 1920 und
seinen späteren Abänderungen oder Ergänzungen sowie die

Ausführungsbestimmungen hierzu sind für die Regelung der

Beamtenbesoldung In den Ländern. Gemeinden und sonstigen
öffentlichen Körperschaften in dem Sinne bindend, daß di6

Dienstbezüge ihrer hauptamtlichen Beamten und Lehrer nicht

günstiger geregelt werden dürfen, als die gleich zu bewer¬
tende Reichsbeamten."
Die der Dienstordnung unterstehenden Krankenkassenange¬

stellten, die auf Privatdienstvertrag angestellt sind, körinen als

Beamte im Sinne dieser Gesetzesbestimmung nicht gelten. Aus

der Fassung „Hauptamtliche Beamte und Lehrer" ist zu ent¬

nehmen, daß neben Beamten im Rechtssinne nur die Lehrer noch
erfaßt werden sollten. Wäre l>eabsichtigt gewesen, noch einen
weiteren Kreis zu erfassen, dann wäre dies ausdrücklich er¬

wähnt worden.

Daß nicht beabsichtigt war. Angestellte einzubeziehen,
ergibt sich auch aus dem Bericht über die 49. Sitzung des Aus¬

schusses für den Reichshaushalt des Reichstags vom 11. De¬
zember 1920. Hierin ist über die Verhandlungen über den maß¬

gebenden § 13 folgendes zu lesen:

„Hierzu liegt der Autrag

Nr. 384 Schultz (Bromberg), Deglerk, v. Gallwitz, Lawe-
renz vor. Der Ausschuß wolle beschließen:

1. Folgenden $ 13 einzufügen:

§ 13.

Die Länder haben bis zum 15. April 1921 gesetzliche Vor¬
schritten zu erlassen, durch welche die Gemeinden und

sonstigen öffentlichen Körperschaften verpflichtet werden,
die Dienstbezüge ihrer Beamten, Angestellten, Be¬
amtenanwärter und der Lehrer in Anpassung an die

Besoldung der Reichs- und Länderbeamten unter sintigemäßer
Anwendung der §.. 1 bis 12 dieses Gesetzes mit Wirkung vom

1. April 192d ab zu regeln.
Bei der Regelung sind alle für die Bewertung der Eigen¬

art des Gemcindebeamtcnbertife.s im aligemeinen und dtr be¬
treffenden Stellen im besonderen In Betracht kommenden
Umstände zu l>eriicksichtigen.

2. Die bisherigen s\$ 13, 14, 15 erhalten die Ziffern 14,
15, lö.

Abgeordneter Delitis bittet, den Antrag anzunehmen, der
wörtlich dem von den Demokrat«« im Unterausschuß ein¬

gebrachten Antrag entspreche. Man müsse auf die gesetzliche
Regelung den größten Wert legen; eine Entschließung genüg*
nicht.

Ministerialrat Dr. Kühnemann: Durch den Antrag Deglerk
werde die Grenze nach unten eingeführt, der Antrag sei also
für die Regierung und den Reichsrat unannehmbar.

Im übrigen widerspreche dieser neue § 13 dem bereits

angenommenen § 3 des Gesetzes. Der Antrag sei auch verfas¬

sungsrechtlich unmöglich. Nach Artikel 10 kflnne das

Reich nur das Bcamtcnrccht, nicht aber das

Recht der Angestellten undBeamtenan« 9rter

regeln. Auch sei der Begriff „Beamtenanv.ärter" gesetzes-
technisch und iurist'sch unklar.

Geheimer Regieruugsrat Ministerialrat Zweig*- rt be¬

stätigt, daß Artikel 10 Nr. 3 d e r R e i c h s v e r f a s -

sung keine Grundlage ffir eine reic hsges et¬

liche Regelung des A n g e s t e 111 e n r c c h t s biete!
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Die Regelung sei durch das BGB. und andere privatrecht-

IicIk Reichsgesetzc erfolgt, so daß die Länder gar nicht in

der Lage seien. Grundsätze, die von dem Reichsrecht ab¬

wichen, aufzustellen.

Abgeordneter Schultz (Bromberg) streicht die

Worte des Antrages „Angestellten. Beamten-

a n w ä r t e r".

Der Antrag Nr. 3 84 wird abgelehnt.

§ 13 wird unverändert genehmigt."
Eine zwangsweise Aus-iehnung ver Beamtenbesoldung auf

die Angestellten ist schon aus dem Grunde rechtlich unhaltbar,

weil eine solche Maßnahme dem Artikel 165 der Reichsver-

lassung. dessen Absätze 1 und 2 wie fol^t lauten, widersprechen

wör de *

..Die Arbeiter und Angestellten sind dazu berufen, gleich-

berechtigt in Gemeinschaft mit den Unternehmern an der

Regelung der Loks« «md Arbeitsbedingungen sowie an der

gesamten u irtschaftlichen Entwicklung der produktiven Kräite

mitzuwirken. Die beiderseitigen Organisationen und ihre Ver¬

einbarungen werden anerkannt

Die Arbeiter und Angestellten erhalten zur Wahrnehmung

Ihrer sozialen und wirtschaftlichen Interessen gesetzliche

Vertretungen in Betriebsarbeiterräten sowie in nach Wirt¬

schaftsgebieten gegliederten Bezirksarbeiterräten und in einem

Reichsarbeiterrat . . •

*

Um einen so'chen Zwang ausüben zu können« wfire min¬

destens eine Veriassnngsänderung notwendig gewesen. Das

Sperrgesetz bedeutet aber keine Verfassungsänderung« denn

dasselbe Kt nicht mit der notwendigen Zweidrittelmehrheit im

Reichstag angenommen worden.

Degen die Verfügung des preußischen Woh'fahrtsministe-

riums vom 13. Januar 1921 haben die Krankenkassenangestellten

des ganzen Reiches energisch Protest erhoben. Für die Kranken¬

kassenangestellten besteht schon seit dem Jahre 1904 ein

Reichstarifvertrag zwischen dem Hauptverband deutscher Orts¬

krankenkassen und dem Zentrafverband der Angestellten« der

neuerdings wieder fiir das Jahr 1922 verlängert worden ist. Die

KassenangesteUten nehmen das Recht für sich in Anbruch«

ihre Lohn- und Arbeitsverhaltnisse, wie schon seit 17 Jahren,

so auch in Zukunft in freier Vereinbarung mit den Kassen- zu

regeln und protestieren gegen die Beschneidung ihres Koali¬

tion*rechtes.

Infolge dieser Kundgebungen haben Verhandlungen mit dem

preußischen Wohlfahrtsminister Stegerwald stattgefunden, der

erklärte, leint Verfügung zurücknehmen zu wollen, wenn das

Reichsfinanzministerium und das Peichsjustizministerium be¬

stätigen würden, daß das Sperrgesetz *nf die der Dienstordnung

unterstehenden Krankenkassenangestellten nicht Anwendung

findet. Auf Orund dieser Besprechimg ist das Peichsjustiz¬

ministerium um ein Gutachten ersucht worden. Dieses Qut¬

achten vom 23. April 1921 hat folgenden Wortlaut:

..Nr. IIb 626 M.

Bei den Krankenkassen sieht § 359 der RVO. die An¬

stellung gewisser Personen a?s Beamte vor. Diese Anstel'tmg

als Beamte geschieht nach § 359 Abs. 1 auf Lebenszeit oder

unwiderruflich oder mit Anrecht auf Ruhegehalt. Es handelt

sich hier abo um Personen, die im Dienste einer öffentl ch-

rechtüchen Korperschaft, in einem von öffcntlich-rechtrchen

Regeln beherrschten Verhältnis eine Anstellung erlangt haben,

welche die anstehende Körperschaft zu einer dauernden Ver-

sorgung des Betreffenden verpflichtet. Ich trage keine Be¬

denken, diese Personen als Beamte im Sinne des Snerrgesetzes

anzusehen."

Der Reichsminister hat sich zu diesem Qutachten wie folgt

geäußert:
JLu der Frage, ob und inwieweit die „Beamten" und

„Angestellten" der Berufsgenossenschaften, Krankenkassen

usw. als Beamte im Sinne des Besoldungssperrcresetzes vom

21. Dezember t920 anzusehen sind, hat der Herr Reichs-

minister der Justiz in dem anbetenden Qutachten SteMung

genommen:

Ich beehre mich hiervon mit dem Hinzufügen Kenntnis zu

geben, daß icb mich der in dem Gutachten vertretenen Auf¬

fassung anschließe, und darf ergebenst anheimgeben, hiernach

bei Anwendung des § 9 des Beso'dungssDerrgesetzes zu ver¬

fahren."

Aus diesem Outachten geht hervor, daß höchstens solche

Personen als Beamte im Snne de^ Snerrgesetzes gelten können.
die auf Gründ des früheren § 359 Abs. 1 von den Kassenvor¬

ständen ausdrucklich als «Beamte* angestellt worden sind.

Und auch auf diese trifft das nur insofern zu. als sie ihre Be

amteneigenschaft auf Orund des Gesetzes vom 28. Juni 1919

aufrechterhalten haben.

Der prenBfsdie Minister fttr VolkswohHahrt hat sich mit

diesem Gutachten nicht einverstanden erklärt, sondern wie nns

vom preußischen Wohlfahrtsministerium mitgeteilt worden i*t.

beim Reteh^astixmtnisteritnn Rückfrage darüber gehalten, ob

¦neb die dienstordnungsmüßig Angestellten, die auf Grund der

Dienstordnung nach § 359 Anspruch auf Ruhegehalt haben, unter

das Sperrgesetz fallen. Nach Mitteilung des Wohlfahrtsministe*

riums hat das Reichsjusiizmiuisterium hierauf die Antwort er*

teilt, daß hiergegen Bedenken nicht beständen.

Diese Auslegung des Reichsjustizministeriums wird vom Wohl¬

fahrtsministerium als zweites Outachten bezeichnet nnd auf

Grund desselben lehnt es ab. die der Dienstordnung unterstehen¬

den Krankenkassenangestellten von der Wirkung des Sperr*

gesetzes zu befreien.

Inzwischen hat auch eine Besprechung mit dem Reichs¬

arbeitsminister Dr. Brauns stattgefunden. Als Ergebnis dieser

Besprechung ist festzustellen, daß höchstens solche bei Kranken¬

kassen beschäftigten Personen als Beamte im Sinne des Sperr¬

gesetzes angesehen werden können« die vollständijr

gleichwertig mit staatlichen oder gemeindlichen Beamten

angestellt sind. Diese Oleichwertigkeit wurde darin erblickt«
daß nicht nur Anrecht auf Ruhegehalt« sondern daneben

auch lebenslängliche Anstellung bestehen müsse.

Die der Dienstordnung unterstehenden Angestellten sind aber

nicht lebenslänglich, sondern auf Kündigung, zum Teil auf be«

schränkte Kündigung angeste-lt; siehe § 354 RVO.

Aber selbst die Ruhegehaltsberechtigung ist vielfach zweifel¬

haft oder minderwertig. So findet sich in den Dienstordnungen

der Mehrzahl der Kassen der folgende oder ein ähnlicher

Passus:

J3en Angestellten, welche nicht nach § 359 Abs. 2 RVO.

angestellt sind« wird ein Anrecht auf Ruhegehalt nnd Hinter-

bliebenenfürsoge nicht gewährt Nach fünfjähriger Dienst-

zeit sind sie Jedoch zur Versicherung bei dem Versicherungs¬

verein deutscher Krankenkassen. Sitz Berlin« verpflichtet.44

Trotz dieses Wortlautes der Dienstordnungen und obwohl

die von dem Versicherungsverein gewährten Ruhegehalto

wesentlich niedriger sind, als die vom Staat seinen Beamten ge¬

zahlten Pensionen, wird von den Oberversicherungsärntern ver*

sucht, auch diese Angestellten unter die Besoldungsordnung zu

pressen. Daß die Vor?-^ *|r*npen b:er*;;r n;^ht bestehen, er¬

gabt sich aus dem nachfolgenden Schreiben des Ministers für

Handel und Gewerbe an den Hauptverband deutscher Orts¬

krankenkassen vom 28. Dezember 1919:

JN. III 7142.

Auf die Eingaben vom 1. November und 9. Dezember Ute*
betreffend Ausführung des 5 359 RVO.:

Nachdem der Versicherungsverein deutscher Kranken¬

kassen in Berlin durch Qesetzentsrheidung des Aufsichtsam'es

für Privatversicherung vom 16. v.M. zum Geschäftsbetrieb im

Deutschen Reich zugelassen worden ist. habe ich gegen den

Beitritt von Krankenkassen zu diesem Verein Bedenken nicht

zu erheben. Da durch die vom Aufsichtsamt genehmigte

Satzung den Angestellten der dem Versicherungsverein Hrre-

hörigen Krankenkassen ein Rechtsanspruch auf Ruhegehalt

nicht zeien die Krankenkasse, sondern lediglich gegen das

Versicherungsunternehmen eingeräumt wird, so ist die Ver¬

sicherung auf Grund dieser Satzungen ni^ht iH eine ruhe¬

gehaltsberechtigte Anstellung im Sinne des §359RVO. und des

Erlasses vom 18. Februar 1914 (Min.-Bl. d. Handels- nnd Ge¬

werbeverwaltung S. 79) anzusehen.

F/ner entsprechenden Ergänzung der für die Angestellten

der Krankenkassen erlassenen Dienstordnungen stehen Be¬

denken nicht entgegen.

Die Versicherungsbehörden sifvd von diesem Erlaß in

Kenntnis gesetzt worden
"

Das preußische Wohlfahrtsministerium hat uns am 27. Sep¬

tember folgende Mitteilung zugehen lassen:

JA V. Nr. 1032 IL Ang.

Die im dortigen Schreiben vom 18. Mai d. J. vertretene

Auslegung des von dem Herrn Reichsminister der Justiz am

23. April d. T. abgegebenen Gutachtens ist meines Erachtens

nicht zutreffend. Nach diesem Gutachten sind als Beamte im

Sinne des Sperrgesetzes anzusehen Personen, die im Dienste

einer öffent'ich-rcchtlichen Köroerschaft in einem von öffent¬

lich-rechtlichen Regeln beherrschten Verhältnis eine Ansterun*

erlangt haben, welche die anstellende Körperschaft zu einer

dauernden Versorgung des Betreffenden verpflichtet. Eine

dauernde Versorgung ist bei einer Anstellung anf Lebenszeit

oder unwiderruflich oder mit Anrecht auf Ruhegehalt vor¬

handen. Die KassenaneesteMten werden gegenwärtig nach

Aufhebung der Vorschrift im § 359 Abs. 1 RVO. anf Lebens¬

zeit oder mit Anrecht auf Ruhegehalt auf Orund der von den

Oberversicherungsärntern zu genehmigenden Dienstordnungen

angestellt. Sie haben in diesem Falle Bcamteneiirenschaft ''m

Sinne des Sperrgesetzes ebenso wie die Angestellten der Be¬

rufsgenossenschaften, welche gemäß § 694 und § 697 RVO.

lebenslänglich oder mit Anrecht auf Ruhegehalt angestellt sind

und aus diesem Grunde nach dem Gutachten des Herrn

Reichsministers der Justiz gleichfalls diese Beamteneigen¬

schaft haben. Mit der Aufhebung des § 359 Abs. 1 RVO. ist

lediglich das Erfordernis einer vom Oberversicherungsarnt für

jeden einzelnen Angestellten auszusprechenden Genehmigung
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weggefallen, während die ruhegehaltsberechtigten Kassen¬

angestellten auch letzt noch auf Qrund öffentlichen Rechts und

nach ofientlich-rechtüchen Regeln angestellt werden. Der

Herr Reichsminister der Justiz hat diese meine Auffassung m

einem weiteren Gutachten zur Sache ausdrücklich bestätig!.

Ich habe unter diesen Umständen keine Veranlassung,

meine Erlasse vom 1. Januar d. J. aufzuheben. Dagegen habe

ich in einem, in der nächsten Nummer des Amtsblatts

meines Ministeriums erscheinenden Erlasse die Oberversiche¬

rungsämter auf die durch das Gutachten des Herrn Reichs-

justizministers weiterhin geklärte Rechtslage hingewiesen und

ersucht, dementsprechend zu verfahren.4*

Darauf haben wir wie folgt geantwortet:

„Mit der in dem Schreiben vom 27. September 1921

niedergelegten Auffassung erklären wir uns nicht einver¬

standen.
Nach dem angezogenen Outachten des Herrn Reichs¬

ministers der Justiz vom 23. April er. ist ausdrücklich nur von

Personen die Rede« die nach § 359 Abs. 1 vom Kassenvor¬

stand ausdrucklich als Beamte angestellt sind. Bei diesen

Beamten — wird gesagt — handelt es sich um Personen, die

tm Dienste einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft in einem

von öffentlich-rechtlichen Regeln beherrschten Verhältnis

eine Anstellung erlangt haben, welche die anstellende Kör¬

perschaft zu einer dauernden Versorgung des Betreffenden

verpflichtet. Nur diese Personen wrerden als Beamte im

Sinne des Sperrgesetzes bezeichnet

Nach dem Inhalt des dortigen Schreibens sollen neuer¬

dings auch die dienstordnungsmäßig Angestellten als Beamte

Im Sinne des Sperrgesetzes angesehen werden, sofern sie auf

Lebenszeit oder mit Anrecht auf Ruhegehalt angestellt sind,

weil eine solche Anstellung die anstellende Körperschaft zu

einer dauernden Versorgung des Betreffenden verpflichtet

Das besondere Merkmal der Beamteneigenschaft im Sinne des

ßperrgesetzes soll also die dauernde Versorgung sein. Dieses

Merkmal trifft aber gerade auf die Krankenkassenangestellten,

die der Dienstordnung unterstehen, nicht zu.

Die Voraussetzung der dauernden Versorgung sieht das

preußische Ministerium, wie schon gesagt, gegeben, sofern

¦ach der Dienstordnung Anspruch auf Ruhegehalt und Hinter¬

bliebenenfursorge besteht. Das kann indessen nicht als dau¬

ernde Versorgung angesprochen werden, denn die Verwirk¬

lichung des Anspruches setzt das Bestehen des Arbeitsver¬

hältnisses voraus. Dieses Arbeitsverhältnis kann aber in den

ersten fünf bis zehn Jahren überhaupt und später dann ge¬

kündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Dieser

wichtige Grund deckt sich mit demselben Begriff in § 620

BOB. Die Rechtsprechung hat beharrliche Weigerung und

dam t einen wichtigen Grund zur Kündigung schon dann als

gegeben angesehen, wenn trotz voraufgegangener Verwar¬

nung ein Angestellter sich des wiederholten Zuspätkommens
schuldig gemacht hat. Dieser Vorgang aHein beweist« daß

bei der nach den Dienstordnungen der Kassenangestellten

üblichen Anstellungsform von einer dauernden Versorgung

gar keine Rede sein kann. Erst recht liegt das vor« wenn

z. B. in der Veränderung des Mitgliederstandes einer Orts¬

krankenkasse die Beschäftigungsmöglichkeit fortfällt, weil das

onbestrittenermaßen ebenfa'Is ein wichtiger Grund für die

Kündigung ist. In allen diesen Fällen fällt der Anspruch auf

Ruhegehalt und Hinterbliebenenfursorge ohne weiteres weg.

Nach alledem kann bei den der Dienstordnung unter¬

stehenden Krankenkassenangestellten keine Rede davon sein,

daB sie als Beamte im Sinne des Sperrgesetzes angesehen

werden können. Wir erheben deshalb wiederholt Einspruch

auch gegen die in ihrem Schreiben vom 27. September neuer¬

dings niedergelegte Auslegung.44
In ähnlicher Weise haben wir uns an das Reichsfinanz¬

ministerium und an das Reichsiustizministerium gewandt.

Selbst das Ministerium des Innern ist der Ansicht, daß der

Dienstordnung unterstehende Krankenkassenangestellte nicht

als Beamte gelten können, wie aus dem nachfolgenden Schreiben

hervorgeht:
-Der Reicbsminister des Innern. Abt. f. Elsaß-Lothringen,

Zweigstelle Lahr i. B. E. IV. 3519.

Lahr i. B. den 19. April 1921.

Die Ministeria!abtei!ung in Berlin hat entschieden, daß

der früher bei der Allgemeinen Ortskrankenkasse in Metz-

Stadt beschäftigt gewesene H. P. nicht in die Beamtenfürsorge
des Reichs einzubeziehen ist. weil er nicht Beamter im S:n^e

des 8 359 RVO. war, vielmehr zu den VertragsangesteMten
gehörte. Aus diesem Grunde wird auch das in Vorbereitung
befindliche Gesetz über die Rechtsverhaltnisse der ehe¬

maligen elsass-lothringischen Beamten auf P. keine Anwen¬

dung finden
"

Der Hauptverband deutscher Ortskrankenkassen hat auf

¦einer letzten Jahresversammlung am 21. August 1921 in Han¬

nover ebenfalls gegen den Standpunkt des Preußischen

Wohlfahrtsministerinms, wonach das Genehmigungsrecht des

Oberversichcrun^samtes durch den Tarifvertrag nicht berührt

wird, und er den Krankenkassen die Besoldungsordnung auf¬

zwingen will, vom Standpunkt der Selbstverwaltung, die nach

Artikel 161 der Reichsverfassung gewährleistet sein solU scharf

Stellung genommen.

Artikel 161 der Reichsverfassung lautet:

««Zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit, zum

Schutz der Mutterschaft und zur Vorsorge gegen die wirt¬

schaftlichen Folgen von Alter, Schwäche und Wechselfällei

des Lebens schafft das Reich ein umfassendes Versicherungs¬
wesen unter maßgebender Mitwirkung der

Versicherten.44

Die Einstellung, Beförderung und Besoldung der Kranken¬

kassenangestellten ist ein so wichtiger Teil des Selbstverwal¬

tungsrechts, daß die Krankenkassen darauf nicht verzichten

können.

Aus alledem ergibt sich, daß die Verfügung des Ministers

für Volkswohlfahrt vom 13. Januar 1921 rechtlich unhaltbar ist

Sie stützt sich, wie ausgeführt, auf das sogenannte zweite Gut¬

achten des Reichsjustizministeriums. Nach dem vorstehend

Niedergelegten bedarf dieses Qutachten aber dringend einer

schnellen eingehenden Nachprüfung, um die gebeten wird.44

Daraufhin hat am 5. Dezember eine Besprechung mit dem

Relchsiustizminister Dr. Radbruch stattgefunden« an der von

unserer Seite die Kollegen Giebel und Brenke sowie Müller

vom ADGB. teilnahmen. Das Ergebnis dieser Besprechung

war, daß nach Ansicht des Reichsjustizministeriums als Beamte

im Sinne des Sperrgesetzes nicht angesehen werden können

solche dienstordnungsmäßig angestellte Krankenkassnangestellte,
denen auch gekündigt werden kann aus Gründen, die nicht den

üblichen Gründen für die Einleitung des Disziplinarverfahrens

entsprechen, und denen im Falle solcher Kündigung der An¬

spruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenfürsorge ohne wei¬

teres verloren geht.
Jetzt hat die Reichsregierung insbesondere das Reichsjusti-z-

ministerium nochmals zur Sache Stellung zu nehmen.

Nachzutragen ist noch« daß sich im August auch der Preu¬

ßische Landtag mit der Sache beschäftigt hat. Er hat ledoch
folgenden Antrag der Abgeordneten Braun, Scholich (Breslau),
Heller (Berlin) und Genossen:

«•Der Preußische Minister für Volkswohlfahrt hat am

13. Januar 1921 einen Erlaß herausgegeben, betreffend die

Neuregelung der Besoldung der Kassenangestellten nach

Maßnahme des Gesetzes zur Sicherung einer einheitlichen

Regelung der Beamtenbesoldung vom 21. Dezember 1920.

Dieser Erlaß bedeutet einen Eingriff in das Selbstverwal¬

tungsrecht der Träger der Soizalversicherung und ihrer An¬

gestellten.
Der Landtag wolle deshalb beschließen:

Den Herrn Atinister zu ersuchen« die Oberversicherungs¬
ämter anzuweisen, von den Bestimmungen des Erlasses bis

zur Klärung der strittigen Punkte durch die Reichsregierung
keinen Qebrauch zu machen, da dieser Erlaß den Abmachun¬

gen, die zwischen dem Hauptvorstand deutscher Ortskranken¬

kassen und dem Zentralverband der Angestellten beschlossen

sind, widerspricht.44

gegen die Stimmen der sozialistischen Parteien abgelehnt.
'— ¦" """- ' i " ¦ ¦ . - — . ..ii, i . . i

Verwaltung.
Das Gesetz über Versicherungspiiicht. Versicherungsberech-

tigung und Grundlöhne In der Krankenversicherung ist vom

Reichstag in folgender Passung beschlossen worden:

1. Versicherungspflicht.
§ I.

a) Der § 165 der Reichsversieherungsordnung erhält folgen¬
den Wortlaut:

Für d«n Fall der Krankheit werden versichert:

1. Arbeiter, Gehilfen, leseilen. Lehrlinge, Dienstboten,
2. Betriebsbeamte. Werkmeister und andere Angestellte In

ähnlich gehobener Stellung, samtlich, wenn diese Be¬

schäftigung ihren Hauptberuf bildet
3. Handlungsgehilfen und -lehrlinge, Gehilfen und Lehrlinge

fn Apotheken,
4. Bühnen- und Orchestermitglieder ohne Rücksicht auf den

Kunstwert der Leistungen,
5. Lehrer und Erzieher,
6. Hausgewerbetreibende, soweit Ihnen nicht ein jährliches

Einkommen von vierzigtausend Mark sicher ist.
7. die Schiffsbesatzung deutscher Seefahrzeuge, soweit sie

weder unter die §§ 59 bis f>2 der Seemannsordmmg .Neichs-

Oesetzhlatt 1902 S. 175 und 1904 S. 167). noch unter die

§§ 553 bis 553b des Handelsgesetzbuchs fällt, sowie die

Besatzung von Fahrzeugen der Binnenschiffahrt.

Voraussetzung der Versicherung ist für die im Absatz 1 unter

Nr. 1 bis 5 und Nr. 7 Bezeichneten mit Ausnahme der lehrlinge

aller Art, daü sie gegen Entgelt (>. lf><» beschäftigt werden, für

die unter Nr. 2 bis 5 Bezeichneten so«rie für Schiffer auPcrdem,
daß nicht ihr regelmäßiger Jahresirbeitsverdienst vierzigtausend
Mark an Entgelt übersteigt.
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b) Im !i 577 Abs. 1 und im § 1084 der Reichsversieherungs¬
ordnung wird das Wort „.tinfzehntausend" durch Jas Wort

„vierzig.ausend" ersetzt.

§ 2.

Wer in der Zeit seit dem 10. Mai 1920 wegen Ueberschrci-
tung seiner Verd:cnstgrenze von fünfzehntausend Mark aus seiner

Krankenkasse oder knappschaftlichen Krankenkasse ausge¬

schieden ist. kann bei dieser Kasse binnen sechs Wochen nach

dem Inkrafttreten dieses Gesetzes di« Wiederaufnahme als

Mitglied gemäß § 313 der Reichsversieherungsordnung bean¬

tragen, sofern er beim Ausscheiden zur Weiterversicherung be¬

rechtigt war und nicht jetzt nach f 1 versicherungspflichtig ist.

Die Kasse kann den Hereditäten, wenn er sich zum Beitritt

meldet. Ärztlich untersuchen lassen. Eine Erkrankung, die beim

Wiedereintritt bereits besteht, begründet für diese Krankheit

keinen Anspruch auf Kassenleistung.

Wer einer Ersatzkasse angehört und auf Grund der Vor¬

schrift des ß 1 in einer knappschaftlichen Krankenkasse ver¬

sicherungspflichtig uird, weil sein regelmäßiger Jahresarbeits¬

verdienst fünfzehntausead Mark ül>erste.gt. kann von der Ver¬

sicherungspflicht bei der knappschaftlichen Krankenkasse be¬

freit werden, wenn er es bei ihr binnen sechs Wochen nach dem

Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragt.

§ 3.

Sind Personen, deren regelmäßiger Jahresarbeitsverdienst
mehr als fünfzehntausend Mark, aber nicht mehr als vierzig¬
tausend Mark beträgt, vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
trotz Ueberschreitens der für ihre Versicherungspiiicht maß¬

gebenden Verdienstgrenze von ihrer Krankenkasse oder knapp¬
schaftlichen Krankenkasse weiter wie versicherungspflichtige
Mitglieder behandelt worden, so kann diese Mitgliedschaft nach-

träglich nicht mehr angefochten werden. Dies gilt auch für

solche Fälle, in denen beim Inkrafttreten dieses Gesetzes ein

Streitverfahren schwebt.

14
Die Frist zur Meldung derjenigen Beschäftigten, welche

<Jurch die Vorschrift de$ 5 1 der Versicherungspflicht neu unter-

»tellt werden, wird bis ium achten Tage nach dem Inkrafttreten

dieses Gesetzes erstreckt, soweit sie nicht nach § 317 der

Reiclisversicherungsordiwng darüber hinausläuft. Die Meldung
kann wirksam schon vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ge¬

schehen.

II. Vers.cherungsbcrechtigung.

§ 5.

Im § 176 der Reichsversieherungsordnung wird das Wort

i^weitausendfünfhundert44 durch das Wort „vierzigtausend"
ersetzt.

§ 6.

Sind Personen, die nach § 5 versicherungsberechtigt sind.
vor Inkrafttreten dieses Gesetzes von einer Krankenkasse bereits
¦Is freiwillige Mitglieder aufgenommen worden, obgleich ihr

Jährliches Gesamteinkommen zwcitausendiünfhundert Mark

überstieg, so gilt § 3 entsprechend.

§7.
Der § 313 Abs. 1 letzter Satz der Reichsversieherungsord¬

nung in der Passung des 5 2 Abs. 2 der Verordnung vom

22. November 191« (RQBI. S. 1321) füllt weg.

Hinter § 313 wird folgender § 313a eingeschaltet:
„Bei Beginn oder während der Hauer der Weitervcrsiche-

rung kann das Mitglied entsprechend seinen Fmkommensver-
hältnissen seine Versetzung in eine niedere Klasse oder Stufe

beantragen. Der Kassenvorstand kann die Versetzung des
Weiterversicherten in eine höhere Klasse oder Stufe auch
ohne seine Zustimmung anordnen, wenn dessen Beiträge in

erheblichem Mißverhältnis zu seinem Gesamteinkommen und

zu den ihm im Krankheitsfall zu gewahrenden Kassenlcistungen
stehen. Qegen die Ablehnung des Antrags oder gegen die

Anordnung des Vorstandes steht dem Mitglied binnen einem
Monat die Beschwerde an das Versicherungsamt ta; dieses
entscheidet endgültig.

Aui Vcrsichcrungsiülic, die bereits eingetreten sind, bleibt
die Aenderung der Mitgliederklasse oder Lohnstufe ohne
Einfluß.11

III. Grundlohn.

§ 8.

Im § 180 Abs. 2 der Reichsversieherungsordnung in der
Fassung der Verordnung über Aufhebung der Verordnung vom

1. April !950 (Reichs-Gesetzbl. S. 433) und über Herabsetzung
des Grundlohns und Ausdehnung der Versicherungspflicht in der

Krankenversicherung vom 30, April 1920 (Reichs-Gesctzblatt
S. 7(W) werden das Wort „vicrundzwanzig44 durch das Wort

««vierzig44 und das Wort „dreißig'4 durch das Wort „achtzig4
ersetzt.

§9.
Einer Satzungsänderung wegen der Erhöhung des Grund¬

lohns nach § S btdari es bis zu einer weiteren gesetzlichen

Aenderung des § 180 der Reichsversieherungsordnung nicht. In*
zwischen hat der Kasscnvorstand die Aenderungen des Orund*
lohns festzusetzen. Ciaes Beschlusses des Kassenausschusses
bedarf es nur, wenn die Höchstgrenze des Grundlohns über

vierzig Mark, bei Kassen aber, bei denen die Höchstgrenze bis*
her schon vierundzwanzig Mark überstieg, wenn die Höchst¬
grenze über sechzig Mark hinaufgesetzt werden soll.

Mitglieder, deren Grundlohn danach die bisher bei der Kasse
vorgeschriebene Höchstgrenze übersteigt, haben auf die ihrem
neuen Grundlohn entsprechenden höheren Kassenleistungen von

dem Tage des Vorstandsbeschlusses ab auch in Versicherungr;-
fällen Anspruch, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits
eingetreten sind.

§ 10.

Für Beschäftigte, die zur Mitgliedschaft bei einer Orts-«
Land- oder Innungskrankenkasse oder bei einer knappschaft¬
lichen Krankenkasse verpflichtet sind und für die nach den Vor¬
schriften dieses Gesetzes ein höherer Grundlohn in Betracht
kommt als der bisherige höchste Grundlohn ihrer Kasse, haben
die Arbeitgeber der Kasse binnen vier Wochen nach dem In¬
krafttreten dieses Gesetzes die zur Berechnung der Beiträge
erforderlichen Angaben zu machen.

Zuwiderhandlungen werden gleich Zuwiderhandlungen gegen
§ 318 der Reichsversieherungsordnung bestraft.

IV. Schlußvorschriften.

§ IL
Das Inkraftsetzen der Vorschrift über die Versicherung der

Hausgewerbetreibenden (§ 165 Abs. 1 Nr. 6 der Reichsversiehe¬
rungsordnung in der Fassung des § 1) bleibt bis zur gesetzlichen
Neuregelung der Krankenversicherung der Hausgewerbetreiben¬
den vorbehalten. Im übrigen treten die Vorschriften dieses Ge¬
setzes mit dem 1. Januar 1922 in Krait. Mit dem
gleichen Tage treten die §§ 1, 3, 4, 5 der im § 7 bezeichnete*.
Verordnung vom 22. November 1918 sowie die §§ 2. 5 bis 8, 10

der im § 8 bezeichneten Verordnung vom 30. April 1920 außer
Kraft.

Die Deckung der „wachsenden'* Krankenhauskosten. Der
vornehmste Grundsatz jeder soliden Kassenverwaltung, „kein*
Ausgabe ohne Deckung4', ist durch die in allen Krankenhäusern
ständig steigenden Verpflegungssätze zertrümmert worden.
Schwanken doch die täglichen Verpflegungskosteu für Kassen*
mitglieder iu den einzelnen Orten bereits zwischen 15 bis 39 Mk.
und mehr pro Kopf.

Der Wirkung dieser Ausgabenerhöhung stehen unsere

Kassenvorstande und Aufsichtsbehörden bis jetzt ratlos gegen¬
über. Finig ist man sich darüber, daß die lautende Deckung
derartiger Verpflegungssätze weit über den Rahmen der Mög¬
lichkeit und der Zulässigkeit hinausgeht.

El erscheint daher angebracht, nachzuprüfen, inwieweit de
Ortskrankenkassen nach dem geltenden Recht zur Tragm g

dieser Mehrkosten gesetzlich verpflichtet sind und inwie^c t

eine Stadtgemeinde oder ein Annenverband Frsatz der Ver¬

pflegungskosten von den Kassen zu fordern berechtigt ist.
Diese Feststelluugen führen zu einer wesentlich anderen Be¬

urteilung dieser Streitfragen und lassen dabei noch die Fragö
der Kostendeckung in einem viel günstigeren Licht erscheinen.

Die Reichsgesetzgebung bat die Frrichtung und Unterhal¬
tung der eriorderliclieu Krankenanstalten zur Heilung und Ver¬

sorgung von Kranken, Irren und Siechen aus* ö f f e n 11 i c h e n

Mitteln der politischen Gemeinden durch das Gesetz über
den Unterstützungswohnsitz vom 8. März 1871 und 30. Mai 19oS

vorgeschrieben, wobei d'c wirtschaftliche und soziale Verpflich¬
tung der Gemeinden im § 29 des Unterstüt/ungswohnsitzgesctzcs
festgelegt ist. Dabei sind

1. für Preußen die landesgesetzlichen Bestimmungen über den
Umfang der Unterstützungspflicht in dem Ausführungsgesetz
vom 8. März 1N71, Instr. v. 10. April 1S71 M. BI. f. i. V. S. 132

festgelegt.
2. Für Sachsen durch Verordnung v. 6. Juni 1871.

3. Für Württemberg durch Ausf.-Ges. v. 17. April 1873.
4. Für Baden durch Gesetz v. 5. Mai 1870.
5. Für Hessen durch Gesetz v. 14. Juli 1871.

0. Für Mecklenburg-Schwerin durch Verordnung v. 20. Fe¬
bruar 1871.

7. Für Sachsen-Weimar durch Ausf.-Ges. v. 23. Februar 1872.
8. Für Mecklenburg-Strelitz durch Ausf.-Verordnung vom

14. Juni 1900.

9. Für Oldenburg durch Rev.-Gemeindeverordnung v. 15. April
1873.

10. Für Braunschweig durch Ausf.-Gesetz v. 5. Juni 1871.
11. Für Sachsen-Meiningen durch Ausf.-Gesetz v. 24. Februar

1*72.

12. Für Sachsen-Altenburg durch Ausf.-Verordnung v. 3. Juni
1871«

13. Für Sachsen-Koburg-Gotha durch Ausf.-Gesetz v. 31. Mai

1921.

14. Für Anhalt durch Ausf.-Gesetz Nr. 263 v. 29. Juni 1871.
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15. Für Schwarzburg-Sondershausen durch Ausf.-Gesetz vom

25. Januar 1872.

16. Für Schwarzburg-Rudolstadt durch Gesetz v. 23. Juni 1871.

17. Für Waldeck durch Ausf.-Gesetz v. 29. Juni 1871.

is. Für ^euB (Greiz) ä. L. durch Gesetz v. 1. Juli 1878.

19. Für Reuß (Gera) j. L. durch Gesetz v. 21. Juni 1871.

20. Für Schaumburg-Lippe durch Ausf.-Gesetz v. 7. März 1872.

21. Für Lippe durch Ausf.-Gesetz v. 12. September 1877.

22. Fiir Lübeck durch Ausf.-Gesetz v. 14. Dezember 1911.

23. Für Bremen durch Ausf.-Gesetz v. 2. Januar 1871.

24. Für Hamburg durch Ausf.-Gesetz v. 23. Juni 1871.

25. Für Elsaß-Lothringen durch Ausf.-Qesetz v. 8. November

1909.

Im Anschluß an das Reichsgesetz vom 8. März 1871 ver¬

pflichtet iür Preußen noch das Gesetz vom 11. Juli 1891 die Ge¬

meinden und Landesarmenverbände, für Bewahrung« Kur

und Pflege der hilfsbedürftigen Geisteskranken, Idioten, Epi¬

leptischen, Taubstummen ui>d Blinden, in geeigneten Anstalten

Sorge zu tragen.
Die Gemeinden, denen die Kraukenanstalten gehören, hal&n

auch die Kosten für die darin verpflegten Ortskranken zu tragen.

Werden Kranke aus anderen Gemeinden verpflegt« so haben

diese die entstandenen Kosten nach einem geltenden Tarif zu

ersetzen, der für Preußen durch den Ministerialerlaß vom

30. November 1910 (M.-Bl. f. d. V. S. 333) festgesetzt worden

Ist, und nur 90 Pf. bis 1 Mk. pro Tag betrug. Durch einen solch

geringen Betrag waren auch in Friedenszeiten die entstandenen

Kosten nicht gedeckt, sondern die Gemeinden mußten von jeher

aus öffentlichen Mitteln erhebliche Zuschüsse leisten.

Wichtig ist nun festzustellen, inwieweit die Orts¬

krankenkassen oder sonstige Drittschuldner, Arbeitgeber

oder aligemein Unterhaltungspilichtige sowie die Verpflegten

Selbst zur Kostendeckung verpflichtet sind.

Von genereller Bedeutung ist hier der Absatz 4 des § 30

des Untcrstützungswohiisitzgesctzes. Danach richtet sich die

Höhe der zu erstattenden Kosten nach den am Ort geltenden

Grundsätzen, ohne daß dabei die allgemeinen Verwaltungskosten

oder besondere Gebühren in Ansatz gebracht werden dürfen!

Ausdrücklich sind die Kostenansätze für Grundstückserwerb,

Zinsen, Bauten, innere und äußere Einrichtung, Besoldung des

Anstaltspersonals und der Äerzte. der Rechnungsaufstellung ent¬

zogen. Es sind dies vielmehr ohne weiteres Lasten, die eben

aus ««öffentlichen Mitteln44 zu bestreiten sind.

Im völligen Einklang mit diesen gesetzlichen Bestimmungen

hat nun der Gesetzgeber in weiser Fürsorge und voller Würdi¬

gung aller Umstände die Krankenhauspitege gemäß § 184 der

Reichsversieherungsordnung zu einer Kann leistung der Orts-

krankerkassen und sonstigen Versicherungsträger gestempelt.
Es ist bei diesen Feststellungen direkt erkennbar, daß diese

Bestimmung in Uebereinstimmung mit dem Wortlaut des älteren

Unterstiitzungswohnsitzgesetzes geschaffen worden ist, zumal

sich die^Krankenversicherung im Laufe der Jahre bereits zu

einei bedeutenden Entlastung der Armenfürsorge der großen
Städte und Gemeinden herausgebildet hat. Im zweiten Abschnitt

de* fünften Buches der Reichsversieherungsordnung sind denn

auch die Beziehungen zu den anderen Verpflichteten formge¬
recht im § 1527 geregelt worden. Es heißt da ausdrücklich:

».Unberührt von diesem Gesetze bleiben die gesetzlichen Pflich¬

ten dtr Gemeinden und Armenverbände zur Unterstützung und

Fürsorge für die nach diesem Gesetz Versicherten und ihre

Hinterbliebenen bestehen.*4
Hierzu hat der Reichsverband deutscher Städte eine beach¬

tenswerte Hitiweisung gegeben und die Gemeinden ersucht, die

Verpflegungssätze für erkrankte Kassenmitglieder im Einklang

mit dem § 30 des Unterstützungswohnsitzgesetzes tunlichst zu

ermäßigen, da die Kassen soziale Einrichtungen seien, also den

Armenverbänden der einzelnen Orte gleichbedeutend zu er¬

achten sind.

Ebenso zutreffend hat Herr Stadtrat v. Frankenberg bereits

* or Jahresfrist, am 21. April 1920, in der ..Arbeiterversorgung44,
Seite 226, zu einer Verständigung zwischen den Gemeinden.

Kreisen, Provinzialverwaltungen und Versicherungsträgern auf¬

gefordert, um einen gerechten und verständigen Ausgleich her¬

beizuführen und unnötige Streitigkeiten zu vermeiden. Es müsse

vermittelnd gewirkt werden, um das Ineinandergreifen der

heilenden sozialen Organe zu erleichtern.
Die Kassenvorstände haben bisher lediglich in Rücksicht'

auf die Finanzlage der Städte und Gemeinden und um ihre Mit¬

flieder auch vor den Regreßanspruchen der Armenverbände zu

schützen über die gesetzliche Verpflichtung des § 1531 der

Reichs\ers:cherungsverordnun;{ hinaus, die steigenden Kranken¬

hauskosten an die Stadtgemeinden und Armenverbände, ohne

Gegenliebe zu finden, bezahlt. Es sind dies Riesensummen, die

hi Zifiern ausgedrückt zum Beispiel in Breslau

Im Jahre 1919 bei 132230 Mitgliedern 747 279,80 Mk. betrugen,
im Jahre 1920 bei 138133 Mitgliedern auf 2 846 442,89 Mk.

und Ms 1. Oktober 1921 bei 136022 Mitgliedern aui 4392498,90
Mark

angewachsen sind.

Diese wenig erfreulichen Verhältnisse zwangen bereits einen

Teil der Kassen, gestützt auf § 184 der Reichsversieherungs¬
ordnung, die Krankenhauspi.ege als Kann leistung einzuschrän¬

ken und nur nach § 1531 der Reichsversieherungsordnung Ersatz

zu leisten. Diese Maßnahme war erforderlich, da einige mit

wenig sozialem Oel gesalbte Stadt- und Armen Verwaltungen
ohne vorherige Fühlungnahme die Verpflegungssätze einfach

steigend mit den Betriebskosten erhöhten. An die Kassenvor¬
stände erging dabei die gesetzwidrige Aufforderung, sofern sie
diese Sätze nicht zahlen wollten, die Kranken aus den städtischen
Krankenhäusern herauszunehmen. Diese Aufforderung steht
nicht nur im schärfsten Widerspruch zur Notlage unseres ver¬

armten Volkes, sondern wirkt geradezu erbitternd und auf¬
reizend im Vergleich zu den verständigen Anregungen des
Städtetages und den Vermittlungsbestrebungen des Herrn Stadt*
rats v. Frankenberg.

Hierbei ist noch hervorzuheben, daß bereits ganze Abtei¬

lungen mit vielen Betten teerstehen, da sich die Zahl der Kriegs¬
verletzten ständig verringert, so daß sich die Betriebskosten

pro Kopf berechnet ständig erhöhen; diesen Ausfall sollen die

Krankenkassen einfach bezahlen! —

Es ist absolut untunlich, liegt auch nicht im Willen des Ge¬
setzgebers, in einseitiger Weise allein Handwerk, Industrie und
Versicherte zur Tragung der erhöhten Lasten der Krankenhaus¬
pflege heranzuziehen, wahrend weite Kreise der Bevölkerung«
die kein Personal beschäftigen, die keine sozialen Abgaben oder
Beiträge zur sozialen Gesetzgebung zu zahlen haben, von Tra¬

gung dieser erhöhten Lasten befreit bleiben, die nicht nur der

Gesetzgeber, sondern von jeher auch Nächstenliebe und Barm¬

herzigkeit auf dfe ganze Bevölkerung verteilt haben.

Hier dürfte sich den neubegrfindeten Arbeitsgemeinschaften
unserer Versicherungsträger ein segensreiches Arbeitsfeld er*

öffnen.

Man kann es ruhig als einen Teil der Lösung der sozialen

Frage bezeichnen, wenn bisher unabhängig von Geld und Out
jährlich Hunderttausende in den Krankenhäusern kostenfrei ihre

Heilung und Erwerbsfähigkeit wieder erlangten. Zu einer Zeit*
wo die Gesundheit der breiten Volksmasse den einzigen Reich¬
tum, Ja das Nationalvermögen des verarmten deutschen Volkes
darstellt, müssen auch die der Allgemeinheit dienenden

Einrichtungen, wie es die öffentlichen Krankenhäuser
sind, von dieser selbst getragen werden.

Artur Bergmann, Vorsteher der Krankenabteilung der Allge«
meinen Ortskrankenkasse zu Breslau.
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Gewerkschaftliches.

Berichtigung. In dem Bericht über die Sitzung des Reichs¬
tarifausschusses der Krankenkassenangestellten in Nr. 23% Seite

180, unserer Zeitschrift muß es auf der 10. Zeile von unten heißen:
Artikel D Gruppe III 591)0—6100 statt 5900—5100.

Die Richtlinien über die Durchfühung der Taritgemelnsehaft
für Krankenkassenangestellte fiir 1922 sind an die Gau-« Be¬

zirks- und Ortsleitungen versandt worden. Die Gaufachgruppen¬
leitungen müssen sich nunmehr nach Fühlungnahme mit den

örtlichen Fachgruppen unverzüglich mit den Unterverbänden

in Verbindung setzen und die Verhandlungen aufnehmen. Oert*
liehe Verhandlungen dürfen zunächst nicht

stattfinden. Vom Termin der Verhandlungen tst der Ver¬
bandsvorstand zu benachrichtigen.

Der Reichsfachausschuß der Krankenkassenangestellten setzf
sich nach seiner Neuwahl wie folgt zusammen: Apolda: Arendt
Berlin: Maynz; Breslau: Damerow; Hamburg: Spangenberg;
Köln: Otten; Mannheim: Kraiker: Nürnberg: Hofmann.

Das sächsische Arbeitsministerium zum Tarif der Kranken«

kassenangesteilten. Das genannte Ministerium hat durch fol*

gendes Schreiben erneut Stellung genommen:

„An das Oherversicherungsamt Zwickau.

Auf die Beschwerden des Vorstandes und des Betriebsrates

der Allgemeinen Ortskrankenkasse Zwickau über das Ober¬

versicherungsarnt Zwickau wegen Nichtgenehmigung des

III. Nachtrages zur Dienstordnung entscheidet das Arbeits¬

ministerium wie folgt:
Wie aus der Ministerialverordnung vom 26. Juni 1921 —i

888 G/2I — zu entnehmen ist, und also auch dem Oberversiche¬

rungsarnt nicht unbekannt sein kann, steht das Arbeitsministe¬

rium auf dem Standpunkte, daß es zurzeit nicht angängig ist«

die Regelung der Besoldung der KassenangesteUten, der nach

dem übereinstimmenden Willen der Kasse und ihrer Angestellten

der Tarifvertrag zugrunde gelegt worden ist, deshalb zurück¬

zuweisen, weil die Sätze des Tarifes sich nicht mit denen der

Besoldungsordnung der Staatsbeamten decken.

Gleichwohl ftat das Oberversicherungsamt die Genehmigung

des III. Nachtrages zur Dienstordnung der Allgemeinen Orts«

krankenkasse Zwickau deshalb versagt, weil sich in den Grup¬

pen der Dienstordnung bei Gegenüberstellung mit den Gruppen

der staatlichen Besoldungsordnung und namentlich in den
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Gruppen III und IV ein Mehrbetrag ergibt und nebenbei noch be¬

mängelt, daß die Grundgehälter nach Ortsklasse I des Tarifes

festgesetzt seien, während Zwickau in Ortsklasse II gehöre.

Dabei hat das Oberversicherungsarnt — wie die Beschwerde¬

führer mit Recht angeben — bei Genehmigung der Dienstord¬

nung selbst keine Bedenken gehabt. daB die Grundgehälter von

vornherein nach Ortsklasse I bemessen würden, wozu auch

Punkt IV Absatz 4 des Tarifvertrages die Möglichkeit gibt und

gemäß Punkt 19 des Tarifes nicht die Berechtigung, solche gün¬

stigeren Bedingungen hinterher wieder zn verschlechtern. Auch

entsprechen die Grundgehälter durchaus den Mindestsätzen des

Tarifes. und die Anpassung der Besoldung der KassenangesteU¬

ten an di« der Staatsbeamten ist von der Kasse auf ent¬

sprechende Bemühung des Oberversicherungsamtes ausdrück¬

lich abgelehnt worden.

Hiernach lag für das Oberversicherungsarnt kein berechtig¬

ter Grund vor, die Genehmigung des III. Nachtrages zur Dienst¬

ordnung wegen der Oehaltsregelung gemäß des neuen Wort¬

lautes von § 13. Abs. 1 — der übrigens § 14 heißen muß — zu

versagen. Unter Aufhebung der angefochtenen Entscheidung

wird das Oberversicherungsamt angewiesen, nunmehr mit Be¬

schleunigung das Erforderliche zu veranlassen.

Arbeltsministerium

gez. Jaekel."

Dadurch ist wiederholt festgelegt, daß den «uf Grund des

Tarifvertrags aufgestellten Dienstordnungen die Genehmigung

nicht versagt werden darf.

Prüfungsordnung «ad Oberversicherungsamter. Bekannt¬

lich maßen sich die verschiedenen Oberversicberungsämter

Rechte an, die ihnen weder nach § 355 RVO. noch selbst auf

Orund der Stegerwaldschen Verfügungen (wenn diese zu recht

beständen) zustehen, insbesondere ist die Handhabung des

§ 355 RVO. vielfach nicht mehr als sinngemäß zu bezeichnen.

Neuerdings machen Oberversicherungsämter den Versuch,

Prüfungsordnungen für die KassenangesteUten den Kranken¬

kassen zu empfehlen und aufzuzwingen, auf die Gestaltung der

Prüfungsordnungen Einfluß auszuüben und sich selbst an den

Prüfungen zu beteiligen. Hierzu fehlt jede rechtliche Grund¬

lage. Es geht die Oberversicberungsämter gar nichts an, ob

die Kassen die Einstellung oJcr Beförderung ihrer Angestellten

von Ablegung einer Prüfung al/häiigig machen oder nicht Sie

sollen sich lieber darum bekümmern, daß die Kassen und ihre

Angestellten nicht monatc'ang auf Genehmigung der Dienst¬

ordnung zu warten brauchen. Wie wir zu den Prüfungen

stehen. Ist bekannt; wir ersuchen aber die Kollegenschaft drin¬

gend, dort wo di« Einführung einer Beförderungsprüfung nicht

abzuwenden ist auf alle Pälie gegen solche unberechtigte Ein¬

mischung von Oberversicherungsärntern energisch Front zu

machen.

Wieviel Mitglieder «ntfallen auf eis«« Angestellten? Diese

Erage bat zweifellos bei den verschiedenen Verhandlungen über

die Genehmigung der Abänderungen zu den leweiligen Dienst¬

ordnungen eine große Rolle gespielt. Die Oberversicherungs-

ämter meinen, auf Grund des 3 355 der RVO., wonach die Ge¬

nehmigung der Dienstordnung nur dann versagt werden darf,

„wenn Zahl oder Besoldung der Angestellten In auffälligem Miß¬

verhältnisse zu ihren Aufgaben steht", das Recht herleiten zu

können, n««mehr im einzelnen auch den Kassen die Zahl ihrer

Angestellten vorschreiben zn können. Da einzelne Ober¬

versicherungsämter dabei von wenig Sachkenntnis geleitete

Anschauungen vertreten, sei einmal an dieser Stelle aus dem

Jahrbuch der Krankenversicherung für 1920 die Feststellung

des Hauptverbandes deutscher Ortskrankenkassen über die

Zahl der hauptberuflich Beschäftigten bekanntgegeben.
Danach entfallen auf einen Angestellten bei Kassen, die

die Beiträge der Invalidenversicherung einziehen:

bei 1000 bis zu 3 000 Mitgliedern 382 Mitglieder,

., 3 000
„„

20000 n
625

M 20000 „ „
100000 «

756

über 100 000 „
394

im Durchschnitt also auf einen Angestellten 542 Mitglieder;
bei Kassen, die die Beiträge der Invalidenversicherung

nicht einziehen:

bei 1000 bis zu 3000 Mitgliedern 738 Mitglieder,

„ 3000
„ n

20000 „
730

„ 20000 „ „ 100000 „
636

über 100 000 „ 454

Im Durchschnitt also auf einen Angestellten 625 Mitglieder.
Bei Anziehung dieser Zahlen ist jedoch im einzelnen immer

noch zu berücksichtigen, ob lie Arbeiten bei der Kasse durch

Eigenbetriebe wie Badeanstalten, Zahnkliniken, Genesungsheime
usw. über den Rahmen der Arbeiten einer durchschnittlichen

Krankenkasse hinausgehen.
Der vielfach von den Oberversicherungsärntern verkannten

Bedeutung der Tätigkeit der Kassen wie ihrer Angestellten

gegenüber dürften diese auf Grund der praktischen Bedürfniss«

der großen Mehrheit der Kassen errechneten Zahlen den Kol-

legen wertvolle Dienste leisten.

DI« Tarifverhandlungen mit dem Arbeitgeberverband Dens»

scher Berufsgenossenschaften für 1922 haben am 12. Dezember

begonnen. Die in Frage kommenden Ortsgruppen werden durch

Rundschreiben über den Sachstand benachrichtigt. Für den

Fall, daß bis zum 1. Januar ein endgültiges Ergebnis nicht er¬

zielt Ist besteht darüber Einigkeit daß auch für Januar dl«

ab 1. Oktober vereinbarten 40 Proz. Zuschlag als Provisorium

weitergezahlt werden sollen.

Zum Reichstarif für dl« ßerufsgenossenschaftsangestellte«
flr 1921. Der Reichstag hat nunmehr den In langen Beratungen

von Seiten der Spitzenorganisationen mit der Reichsregierung

vereinbarten Abänderungen zum Ortsklassenverzeichnis zu¬

gestimmt Da nach Ziffer HIB Abs. 2 des Uebereinkommen«

das neue Ortsklassenverzeichnis mit rückwirkender Kraft ab

1. Juli 1920 anzuwenden ist haben wir an den Arbeitgeber¬
verband deutscher Berufsgenossenschaften das Ersuchen gerich¬
tet, zn veranlassen, daß auch für unsere Kollegen die Auszahlung
der Differenzbeträge noch vor Weihnachten erfolgt

Musterdienstordnung für Berufsfrenossenschaftsangettellte.
Die Beratungen über den Entwurf einer Musterdienstordnung

für die Angestellten der Berufsgenossenschaften werden nach

Abschluß der Tarifverhandlungen wieder aufgenommen wer¬

den. Soweit eine Stellungnahme der Kollegenschaft in den ein¬

zelnen Orten noch nicht erfolgt ist sind die Abänderungs¬

vorschläge u m gehend einzusenden.

Zum Reichsknappschaitstresetz. In der Nr. 22 unserer Zelt-

schritt Ist die auf der Tagung unseres Verbandsvorstandes und

Beirats in Rothenburg vom 3. bis 5. November über das Reichs¬

knappschaftsgesetz angenommene Entschließung wiedergegeben.
Diese Entschließung ist auch dem Reichsarbeitsministeriutn
überreicht und gleichzeitig um Auskunft gebeten, ob dieses be¬

absichtigt den von uns beanstandeten Passus, wonach di«

Knappschaftsangestellten Reichsbeamte werden sollen, in de«

endgültigen Gesetzentwurf zu Übernehmen. Darauf antwortet«

das Reichsarbeitsministerium:

„Der Entwurf eines Knappschaftsgesetzes liegt bis letzt

nicht vor. Es läßt sich daher noch nicht angeben, ob eine

Vorschrift die Knappschaftsangestellten in das Beamtenver¬

hältnis zu überführen, in dem Gesetzentwurf aufgenommen
werden wird."

Das Reichsarbeitsministerium versucht also, sich um dl«

Beantwortung des entscheidenden Punktes unserer Anfrag«

herumzudrücken. Die Kollegenschaft darf überzeugt sein, daß

wir den weiteren Verlauf dieser Angelegenheit mit größter Auf¬

merksamkeit verfo'gen werden. Wir haben uns bereits mit uns

nahestehenden Reichstagsabgeordneten In Verbindung gesetzt

um eine entsprechende parlamentarische Behandlung In unserem

Sinne herbeizuführen. Die Aufgabe der Kollegenschaft ledo:h
wird es sein, sich durch straffen Zusammenschluß in unserer

Organisation hinter unsere Bestrebungen zu stellen.

Offene Steiles.

Geschäftsführer für die Aligemeine Ortskrankenkasse Ootha

(14000 Mitglieder) zum 1. Januar 1922. Bewerbungen mit

Lebenslauf, Angabe der bisherigen Tätigkeit und Zeugnisab¬

schriften an den Vorstand.

Hauptkassenvorsteher für die Allgemeine Ortskrankenkass«

für den Landkreis Köln in Köln-Hermülheim, der mit der soziale«

Gesetzgebung vertraut ist. Gehalt nach Gruppe VIII RBO.

Angebote mit Lebenslauf, Lichtbild und Zeugnisabschriften a«

den Vor«t.?nd.

Bestellt die Fachzeitschrift.

Zu dienern Zwecke bringen wir nachstehend einen Bestell¬

schein znn AbJruck, der h:er ausgeschnitten und dem zustän¬

digen RestePnostamt übermittelt werden kann. Die Lieferim*

erfolgt kn«.ten'os, da der Bezugspreis von vierteljährlich 2 Mk.

auf den Verbandsbeitrag zurückvergütet wird.

An das Postamt
zu

Ich bes.ei'e hierdurch ab 1. Januar 1922 vom Verlage de«

Zentralv*lindes der Angestellten, BerHn SO. 26, Oranien¬

straße 40 n.

Stück: Volkstfimliche Zeltschrift für die gesamte So¬

zialversicherung

zum Preise von vierteljährlich 2 Mk.

. . . • den . « • • • 1921.

Name Wohnung
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